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Reichs⸗Geſetzblatt 


Ne 25. 


Inhalt: Sufab- Konvention zu dem deutſch⸗chineſiſchen Freundſchafts⸗, Schiffahrts⸗ und Handelsvertrage 
vom 2. September 1861, nebſt erläuternden Spezialbeſtimmungen. S. 261. 


(Nr. 1449.) Zuſatz⸗Konvention zu dem deutſch⸗chineſiſchen Freundſchafts⸗, Schiffahrts⸗ und 
Handelsvertrage vom 2. September 1861, nebſt erläuternden Spezialbeſtim⸗ 
mungen. Vom 31. März 1880. 


Sen Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen ꝛc., im Namen des 
Deutſchen Reichs, und Seine Majeſtät der Kaiſer von China, von dem Wunſche 
geleitet, die beſſere Ausführung des am 2. September 1861 abgeſchloſſenen 
Freundſchafts⸗, Schiffahrts⸗ und Handelsvertrages zu ſichern, haben in Aus⸗ 
führung der in dem 41. Artikel dieſes Vertrages enthaltenen Beſtimmung, nach 
welcher die hohen kontrahirenden deutſchen Staaten das Recht haben ſollen, nach 
Ablauf von zehn Jahren eine Reviſion des Vertrages zu verlangen, beſchloſſen, 
eine Zuſatz⸗Konvention zu dieſem Vertrage abzuſchließen. 

Zu dieſem Ende haben Sie zu Ihren Bevollmächtigten ernannt, nämlich: 
Seine Majeſtät der Deutſche Kaiſer, König von Preußen ꝛc.: 
Allerhöchſtihren außerordentlichen Geſandten und bevollmächtigten 

Miniſter bei Seiner Majeſtät dem Kaiſer von China 

Max Auguſt Scipio von Brandt, 
und 


Seine Majeſtät der Kaiſer von China: 
die Miniſter des Tſungli Jamén 
den Staatsſekretär, aſſiſtirendes Mitglied des Großen Sekretariats 
und Präſidenten im Kriegsminiſterium, Shen-fue-fen, 
und 
m Staatsſekretär und Präſidenten im Finanzminiſterium Ching⸗ 
ien, 
welche, nachdem ſie ihre Vollmachten ſich mitgetheilt und ſolche in guter und 
gehöriger Form befunden haben, über nachſtehende Artikel übereingekommen ſind. 
Reichs⸗Geſetzbl. 1881. 48 


Ausgegeben zu Berlin den 21. Oktober 1881. 
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Artikel 1. 
Chineſiſches Zugeſtändniß. 


Nachdem die Häfen IJ⸗chang in Hupei, Wuhu in Anhui, Wenchow in 
Chekiang und Pakhoi in Kwangtung und die Landungsplätze Tatung und Anking 
in Anhui, Hukou in Kiangſi, Wuſüeh, Luchikou und Shashih in Hukuang 
bereits früher geöffnet worden find, ſoll es fernerhin auch im Hafen Wuſung in 
der Provinz Kiangſu deutſchen Schiffen geftattet fein, zeitweilig anzuhalten, um 
Kaufmannsgüter einzunehmen oder abzuladen. Es ſollen zu dieſem Zweck die 
nöthigen Reglements von dem Tautai von Shanghai und ſonſtigen kompetenten 
Behörden ausgearbeitet werden. 


Deutſches Zugeſtändniß. 


Falls mit Zugeſtändniſſen, welche die chineſiſche Regierung einer anderen 
Regierung macht, beſondere vereinbarte Ausführungsbeſtimmungen verbunden ſind, 
ſo wird Deutſchland, indem es für ſich und ſeine Staatsangehörigen dieſe Zu⸗ 
geſtändniſſe in Anſpruch nimmt, auch den mit denſelben verbundenen Ausführungs⸗ 
beſtimmungen ſeine Zuſtimmung geben. 

Artikel 40 des Vertrages vom 2. September 1861 wird durch dieſe Be⸗ 
ſtimmung nicht berührt und hiermit ausdrücklich beſtätigt. Nehmen auf Grund 
desſelben Reichsangehörige Privilegien, Freiheiten oder Vortheile in Anſpruch, 
welche von der chineſiſchen Regierung einer anderen Regierung oder den Unter⸗ 
thanen irgend einer anderen Nation noch gewährt werden mögen, ſo werden die⸗ 
ſelben ſich auch den vereinbarten Ausführungsbeſtimmungen unterwerfen. 


Artikel 2. 
Chineſiſches Zugeſtändniß. 


Deutſche Schiffe, welche in China bereits die Tonnengelder bezahlt haben, 
ſollen alle übrigen geöffneten Häfen Chinas, ſowie auch alle nicht chineſiſchen 
Häfen ohne Ausnahme, beſuchen dürfen, ohne innerhalb der viermonatlichen 
Friſt von neuem Tonnengelder bezahlen zu müſſen. 

Deutſche Segelfchiffe, welche länger als vierzehn Tage in einem chineſiſchen 
Hafen liegen, ſollen für die über dieſen Termin hinausgehende Zeit nur die 
Hälfte der vertragsmäßigen Tonnengelder entrichten. 


Deutſches Zugeſtändniß. 

An allen denjenigen Orten in Deutſchland, an welchen Konſuln anderer 
Mächte zugelaſſen ſind, ſoll auch die chineſiſche Regierung das Recht haben, 
Konſuln zu ernennen, welche dieſelben Rechte und Vortheile genießen ſollen, wie 
die Konſuln der meiſtbegünſtigten Nation. 
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Artikel 3. 
Chineſiſches Zugeſtändniß. 

In allen geöffneten Häfen Chinas, wo der fremde Handelsſtand es für 
wünſchenswerth hält und die lokalen Verhältniſſe es thunlich erſcheinen laſſen, 
ſollen der chineſiſche Zolldirektor und die übrigen in Betracht kommenden Be: 
hörden, unter gleichzeitiger Ausarbeitung der erforderlichen Regulationen, die Er⸗ 
richtung von Entrepots ſelber in Angriff nehmen. 


Deutſches Zugeſtändniß. 

Deutſche Schiffe, welche die geöffneten Häfen Chinas beſuchen, müſſen ein 
Manifeſt einreichen, welches genaue Angaben über Qualität und Quantität der 
Waaren enthält. Irrthümer, welche ſich darin eingeſchlichen haben, dürfen im Lauf 
von vierundzwanzig Stunden (Sonn⸗ und Feſttage nicht miteingerechnet) ver⸗ 
beſſert werden. Falſche Angaben über die Quantität oder Qualität der verladenen 
Waaren werden durch Konfiskation der betreffenden Waaren und außerdem durch 
eine dem Kapitän aufzuerlegende Geldbuße beſtraft, welche letztere jedoch den 
Betrag von fünfhundert Taels nicht überſteigen darf. 


Artikel 4. 
Chineſiſches Zugeſtändniß. 

Für Kohlen chineſiſcher Herkunft, welche von deutſchen Kaufleuten aus 
geöffneten Häfen erportirt werden, wird hiermit der Ausfuhrzoll auf drei (3) 
Mace für die Tonne herabgeſetzt; für die von denjenigen Häfen ausgeführten 
Kohlen, für welche bereits früher ein niedrigerer Zoll feſtgeſetzt worden iſt, bleibt 
jedoch dieſer niedrigere Satz beſtehen. 


Deutſches Zugeſtändniß. 

Wenn Jemand, ohne im Beſitz der vorſchriftsmäßigen Beſcheinigung zu 
ſein, für irgend eine Art von Schiffen das Lootſengewerbe betreibt, ſo ſoll er in 
eine Geldſtrafe genommen werden, welche für jeden einzelnen Fall einhundert Taels 
nicht überſteigen darf. 

Auch ſollen mit möglichſter Beſchleunigung Regulationen behufs Ausübung 
einer gehörigen Kontrole über Matroſen vereinbart werden. 


Artikel 5. 
Chineſiſches Zugeſtändniß. 

Deutſche Schiffe, welche in Folge von im Hafen oder außerhalb desſelben 
erlittenen Beſchädigungen reparaturbedürftig geworden find, ſollen für die, von 
dem Zollamt feſtzuſtellende, durch die Reparatur in Anſpruch genommene Zeit 
keine Tonnengelder zu bezahlen haben. 

48* 
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Deutſches Zugeſtändniß. 


Chineſen gehörige Schiffe dürfen ſich nicht der deutſchen Flagge bedienen. 
Ebenſowenig dürfen deutſche Schiffe ſich der chineſiſchen Flagge bedienen. 


Artikel 6. 
Chineſiſches Zugeſtändniß. 


Falls ſeeuntüchtig gewordene deutſche Schiffe in einem geöffneten Hafen 
Chinas abgebrochen werden, ſo kann das Material derſelben verkauft werden, 
ohne daß davon Eingangszoll erhoben wird. 

Jedoch iſt, ſobald die Materialien an Land gebracht werden ſollen, für 
dieſelben in gleicher Weiſe, wie dies für Waaren geſchieht, auf dem Zollamt ein 
„Erlaubnißſchein zum Abladen“ vorher zu entnehmen. 


Deutſches Zugeſtändniß. 


Wenn ſich deutſche Staatsangehörige, ohne im Beſitz eines vom Konful 
ausgeſtellten und von der zuſtändigen chineſiſchen Behörde abgeſtempelten Paſſes 
zu ſein, zu Vergnügungsreiſen in das Innere begeben, ſo ſteht den betreffenden 
Lokalbehörden das Recht zu, ſie nach dem nächſten deutſchen Konſulate behufs 
Ausübung der erforderlichen Aufſicht über dieſelben zurückführen zu laſſen. Die 
Uebertreter ſollen außerdem einer Geldſtrafe bis zur Höhe von dreihundert Taels 
unterliegen. 

Artikel 7. 


Chineſiſches Zugeſtändniß. 
Materialien für deutſche Docks ſind zollfrei. Eine Liſte derjenigen Gegen⸗ 


ſtände, welche auf Grund dieſer Beſtimmung zollfrei eingeführt werden können, 
iſt von dem General ⸗Zollinſpektor auszuarbeiten und zu veröffentlichen. 


Deutſches Zugeſtändniß. 


Für deutſche Staatsangehörige ausgeſtellte Inlandspäſſe für Waaren 
fremder Herkunft, ſowie auch für deutſche Staatsangehörige ausgeſtellte Reife: 
päſſe, ſollen nur für die Dauer von dreizehn chineſiſchen Monaten, vom Tage 
der Ausſtellung an gerechnet, Gültigkeit haben. 


Artikel 8. 


Die Erledigung der die Ausübung der Gerichtsbarkeit in gemiſchten Fällen, 
die Beſteuerung fremder Waaren im Inlande, die Beſteuerung chineſiſcher 
Waaren im Beſitz fremder Kaufleute im Inlande, und die Beziehungen zwiſchen 
fremden und chineſiſchen Beamten betreffenden Fragen bleibt beſonderen Ver⸗ 
handlungen vorbehalten, in welche einzutreten die beiderſeitigen Regierungen ſich 
hierdurch bereit erklären. 
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Artikel 9. 


Alle Beſtimmungen des früheren Vertrages vom 2. September 1861, 
welche durch dieſes Abkommen nicht abgeändert worden ſind, werden, wie beide 
Theile ausdrücklich erklären, hiermit von neuem beſtätigt. Bei ſolchen Artikeln 
dagegen, welche durch das gegenwärtige Abkommen berührt werden, ſoll die ab— 
geänderte Faſſung als maßgebend angeſehen werden. 


Artikel 10. 


Die gegenwärtige Zuſatz⸗Konvention ſoll beiderſeits Allerhöchſt ratiftzirt und 
die Ratifikations⸗Urkunden innerhalb eines Jahres nach dem Tage der Unter— 
zeichnung in Peking ausgetauſcht werden. 

Die Beſtimmungen dieſes Uebereinkommens treten mit dem Tage des Aus⸗ 
tauſches der Ratifikationen in Wirkſamkeit. 


Zu Urkund deſſen haben die Bevollmächtigten der beiden Hohen kontra⸗ 
hirenden Theile obiges Uebereinkommen in je vier Exemplaren des deutſchen und 
chineſiſchen Textes, welche mit einander verglichen und übereinſtimmend gefunden 
worden ſind, eigenhändig unterzeichnet und demſelben ihre Siegel beigedrückt. 


So geſchehen zu Peking, den einunddreißigſten März im Jahre unſeres 
Herrn Eintaufend achthundertundachtzig, entſprechend dem einundzwanzigſten Tage 
des zweiten Monats des ſechsten Jahres Kuangſü. 


M. von Brandt. Shĩn⸗kué⸗fén. Ching⸗Lien. 
(L. S.) (. S.) (L. S.) 


Spezialbeſtimmungen. 


Im Intereſſe größerer Deutlichkeit und Vollſtändigkeit iſt es angemeſſen erſchienen, 
die Zuſatz⸗Konvention durch eine Anzahl von Spezialbeſtimmungen zu ergänzen. 

Die nachſtehenden Beſtimmungen müſſen von den Unterthanen der beiden 
kontrahirenden Theile in derſelben Weiſe wie die Beſtimmungen des Vertrages 
felber befolgt werden. Zum Beweiſe deſſen haben die Bevollmächtigten beider 
Staaten ihre Siegel und Unterſchriften darunter geſetzt. 


F. 1. Zufolge der für den Hafen von Wuſung in der Provinz Kiangſu 
neu gewährten Freiheiten ſoll es deutſchen Schiffen daſelbſt freiſtehen, Kauf— 
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mannsgüter, welche entweder für Shanghai beſtimmt ſind oder von Shanghai 
kommen, einzunehmen und abzuladen. Dem Handels⸗Tautai in Shanghai und 
den fonftigen kompetenten Behörden daſelbſt ſoll das Recht zuſtehen, zu dieſem 
Zweck Regulationen behufs Verhinderung von Steuerdefraudationen und Ungehö⸗ 
rigkeiten jeder Art zu entwerfen, welche für den Handelsſtand beider Länder bin⸗ 
dend ſein ſollen. Es ſteht deutſchen Kaufleuten nicht frei, an dem genannten 
Orte Landungsſtellen für Schiffe, Kaufmannshäuſer oder Waarenlager zu errichten. 


§. 2. Ein Verſuch, ob Entrepots in den geöffneten chineſiſchen Häfen 
errichtet werden können, ſoll zunächſt in Shanghai gemacht werden. Zu dieſem 
Zweck ſoll der Zolldirektor an genanntem Orte alsbald mit dem General⸗Zoll⸗ 
inſpektor den Ortsverhältniſſen angemeſſene Regulationen ausarbeiten, und ſoll 
dann die Errichtung dieſes Entrepots von dem genannten Zolldirektor und Kollegen 
in Angriff genommen werden. 


$. 3. Wenn irgend welche an Bord eines deutſchen Schiffes befindliche 
Waaren, für deren Löſchung eine ſchriftliche Erlaubniß des Zollamts erforderlich 
iſt, auf dem Manifeſte nicht angegeben ſind, ſo ſoll hierdurch das Verſehen eines 
falſchen Manifeſtes als konſtatirt gelten, gleichviel ob eine die Unterſchrift des Kapi⸗ 
täns tragende Beſcheinigung über Anbordnahme dieſer Waaren vorhanden iſt 
oder nicht. 


F. 4. Wenn ein deutſches Schiff in Folge von Beſchädigungen, welche 
es in einem der geöffneten chineſiſchen Häfen oder außerhalb desſelben erlitten 
hat, reparaturbedürftig geworden ift, ſo ſoll die durch die Reparatur in An⸗ 
ſpruch genommene Zeit bei der Friſt, nach deren Ablauf Tonnengelder zu be⸗ 
zahlen find, in Anrechnung gebracht werden. Den chineſiſchen Behörden ſteht 
das Recht zu, in dieſer Beziehung die erforderlichen Feſtſtellungen vorzunehmen. 
Zeigt es ſich jedoch hierbei, daß es ſich nur um einen Vorwand und um die 
Abſicht handelte, geſetzmäßige Zahlungen an die Zollkaſſe zu umgehen, ſo ſoll 
das betreffende Schiff in eine dem doppelten Betrage der Tonnengelder, deren 
Entrichtung es zu umgehen geſucht hat, entſprechende Geldſtrafe genommen werden. 


F. 5. Schiffe aller Art, welche chineſiſchen Unterthanen gehören, dürfen 
fi nicht der deutſchen Flagge bedienen. Liegen beſtimmte Verdachtsgründe vor, 
daß dies dennoch geſchehen iſt, ſo wird die betreffende chineſiſche Behörde an 
den deutſchen Konſul eine amtliche Mittheilung darüber richten, und ſtellt ſich bei 
der in Folge deſſen eingeleiteten Unterſuchung heraus, daß das Schiff in der That 
nicht zur Führung der deutſchen Flagge berechtigt geweſen iſt, ſo ſollen das Schiff 
ſowie auch die darauf vorgefundenen Waaren, ſoweit dieſelben chineſiſchen Kauf⸗ 
leuten gehören, ſofort den chineſiſchen Behörden zur weiteren Veranlaſſung aus⸗ 
geliefert werden. Zeigt es ſich, daß deutſche Staatsangehörige von dem Sachverhalt 
Kenntniß und an der Ausübung dieſer Ungehörigkeit Theil gehabt haben, ſo ver⸗ 
fallen die auf dem Schiffe vorgefundenen, ihnen gehörigen Waaren ſämmtlich der 
Konfiskation, fie felber aber der geſetzmäßigen Strafe. 
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Falls ein deutſches Schiff unberechtigter Weiſe die chineſiſche Flagge führt, 
ſo ſoll, falls die von den chineſiſchen Behörden geführte Unterſuchung feſtſtellt, 
daß das Schiff in der That nicht zur Führung der chineſiſchen Flagge berechtigt 
geweſen iſt, das Schiff ſowie die darauf vorgefundenen Waaren, ſoweit dieſelben 
deutſchen Kaufleuten gehören, ſofort dem deutſchen Konſul zur weiteren Veranlaſſung 
und Beſtrafung der Schuldigen ausgeliefert werden. Zeigt es ſich, daß deutſche 
Waareneigenthüͤmer von dem Sachverhalt Kenntniß und an der Ausführung 
dieſer Ungehörigkeit Theil gehabt haben, ſo verfallen die auf dem Schiffe vor⸗ 
gefundenen, ihnen gehörigen Waaren ſämmtlich der Konfiskation ſeitens der 
chineſiſchen Behörden. Die Chineſen gehörigen Waaren können von den chineſiſchen 
Behörden ſofort mit Beſchlag belegt werden. 

$. 6. Wenn bei dem Verkauf des abgebrochenen Materials eines fee 
untüchtig gewordenen deutſchen Schiffes in einem der geöffneten chineſiſchen 
Häfen der Verſuch gemacht wird, zu der Ladung desſelben gehörige Waaren 
mit unterzuſchieben, jo ſollen dieſe Waaren der Konfiskation unterliegen und 
außerdem eine dem doppelten Betrage des Eingangszolles, welcher ſonſt zu ent⸗ 
richten geweſen ſein würde, entſprechende Strafe erhoben werden. 


F. 7. Wenn deutſche Staatsangehörige mit fremden Waaren ins Inland 
gehen oder Reiſen in das Innere des Landes unternehmen, ſo ſollen die ihnen 
ausgeſtellten Päſſe oder Beſcheinigungen nur eine Gültigkeit von dreizehn chineſiſchen 
Monaten, vom Tage der Ausſtellung an gerechnet, haben und nach Ablauf dieſer 
Friſt nicht mehr benutzt werden dürfen. Die abgelaufenen Päſſe und Beſcheinigungen 
müſſen behufs Kaſſirung an diejenige Zollbehörde, in deren Amtsbezirk ſie aus⸗ 
geſtellt worden find, zurückgegeben werden. 

Bemerkung: Wird eine Vergnügungsreiſe in ſo weite Gegenden unter⸗ 
nommen, daß eine einjährige Friſt nicht ausreichend erſcheint, ſo muß 
dies zu der Zeit, wo der Paß ausgeſtellt wird, auf Grund einer 
Verſtändigung zwiſchen dem Konſul und der chineſiſchen Behörde, auf 
demſelben bemerkt werden. 

Unterbleibt die Rückgabe, ſo ſoll dem Betreffenden, bis dieſelbe erfolgt iſt, 
kein Paß wieder ausgeſtellt werden. Geht der Paß verloren, ſo muß der Be⸗ 
treffende, gleichviel ob dies innerhalb der Friſt oder nach Ablauf derſelben ge⸗ 
ſchehen, alsbald bei der nächſten chineſiſchen Behörde eine wahrheitsgemäße Aus⸗ 
ſage darüber zu Protokoll geben. Der betreffende chineſiſche Beamte wird dann 
das Weitere, die Außerkraftſetzung des Paſſes betreffend, veranlaſſen. Stellt ſich 
die zu Protokoll gegebene Ausſage als unwahr heraus, ſo werden, falls es ſich 
um den Transport von Waaren handelt, die Waaren konſiszirt, falls es ſich 
dagegen um eine Reife handelt, fo wird der Reiſende zu dem nächſten Konſul 
geführt und dieſem behufs Beſtrafung übergeben werden. 

$. 8. Materialien für deutſche Docks genießen nur, inſofern fie wirklich 
für die Reparatur von Schiffen zur Verwendung kommen, die Vergünſtigung 
der zollfreien Einführung in geöffnete Häfen. Der Zollbehörde ſteht das Recht 
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zu, ſich durch zu dieſem Zweck in das Dock entſandte Beamte von der Art und 
Weiſe der Verwendung dieſer Materialien durch den Augenſchein zu überzeugen. 
Handelt es ſich um den Neubau eines Schiffes, ſo wird für die darauf ver⸗ 
wandten Materialien, inſofern dieſelben in dem Import⸗ oder Export⸗Tarif 
namentlich aufgeführt ſind, der tarifmäßige Zoll, für die im Tarif nicht auf⸗ 
geführten Gegenſtände aber ein Zoll von 5 Prozent ad valorem berechnet, und 
der betreffende Kaufmann angehalten werden, dieſen Zoll nachträglich an das 
Zollamt zu entrichten. 

Wer ein Dock anlegen will, hat bei dem Zollamt einen koſtenfreien Kon⸗ 
zeſſionsſchein zu entnehmen und eine ſchriftliche Verpflichtung zu unterzeichnen, 
deren Inhalt und Wortlaut von dem betreffenden Zollamt in geeigneter Form 
feſtzuſtellen iſt. 

F. 9. Auf die durch die gegenwärtige Zuſatz⸗Konvention feſtgeſetzten Geld⸗ 
ſtrafen ſoll der Artikel 29 des Vertrages vom 2. September 1861 Anwendung 
finden. 


So geſchehen zu Peking, den einunddreißigſten März im Jahre unſeres 
Herrn Eintauſend achthundertundachtzig, entſprechend dem einundzwanzigſten Tage 
des zweiten Monats des ſechsten Jahres Kuangſü. 


M. von Brandt. Shén⸗kué⸗fén. Ching⸗Lien. 
(L. 8.) (L. S.) (L. S.) 


Die vorſtehende Zuſatz⸗Konvention nebſt den Spezialbeſtimmungen iſt, 
nachdem die im Artikel 7 feſtgeſetzte Friſt durch nachträgliche Vereinbarung zwiſchen 
den vertragſchließenden Theilen bis zum 1. Dezember 1881 verlängert worden, 
ratiftzirt worden und die Auswechſelung der Ratifikations⸗Urkunden hat am 
16. September 1881 ſtattgefunden. 


Herausgegeben im Reichsamt des Innern. 


Berlin, gedruckt in der Neichsdruckerei. 


